
nalität im allgemeinen — sich der Anteil der psycho- 
pathologisch bedingten Kriminalität3 bisher kaum ver­
ringert habe. Ihrer Bekämpfung und Vorbeugung müsse 
die gemeinsame Arbeit dienen.
Wegen der Vielfalt der erörterten Probleme ist es nicht 
möglich, in diesem Bericht alle Gedanken wiederzu­
geben und jeden Referenten zu berücksichtigen. Wir 
haben uns auf das Wesentliche beschränkt — an einigen 
Stellen sogar auf das Anführen von Fundstellen zur 
erörterten Problematik — und dabei die Fragen her­
vorgehoben, die für Rechtswissenschaft und -praxis 
von Bedeutung sind.
Grundlage der gesamten für unsere Leser interessan­
ten Diskussion bildete ein Referat der Hauptabteilung 
Gesetzgebung des Ministeriums der Justiz über die 
Grundsätze des Rechtspflegeerlasses und das künftige 
Strafrecht, das von Abteilungsleiter S c h m i d t  vor­
getragen wurde.

y
Die Regelung der Unzurechnungsfähigkeit
Der Referent führte u. a. aus, daß die Diskussion über 
die Gestaltung des neuen Strafrechts bisher keine 
grundsätzlichen Gedanken zur inhaltlichen Verände­
rung der gegenwärtigen Praxis gebracht habe. Es gibt 
nur einen Vorschlag, an Stelle der bisherigen Auf­
zählung der Gründe, aus denen gern. § 51 Abs. 1 StGB 
die Zurechnungsfähigkeit ausgeschlossen ist (Bewußt­
seinsstörung, krankhafte Störung der Geistestätigkeit, 
Geistesschwäche), allgemein zu bestimmen, daß bei 
Vorliegen zeitweiliger oder dauernder Störungen der 
Geistestätigkeit zur Zeit der Tat, die zur Unfähigkeit 
des Täters führt, die gesellschaftliche Bedeutung seiner 
Handlung zu erkennen oder sein Handeln entsprechend 
dieser Erkenntnis zu bestimmen, Unzurechnungsfähig­
keit vorliegt. Der Referent wies darauf hin, daß es sich 
hier um einen ersten Vorschlag handele, der noch 
weiterer Diskussion bedürfe.
Diesem Vorschlag, der zuerst von H i n d e r e r 4  unter­
breitet wurde, liegen im wesentlichen folgende Erwä­
gungen zugrunde: Im sozialistischen Strafrecht gewinnt 
die Erziehungsfunktion immer mehr an Bedeutung. 
Erziehung zum bewußten sozialistischen Verhalten 
durch Anwendung des Strafrechts ist aber nur gegen­
über demjenigen Straftäter möglich, der subjektiv in 
der Lage ist, sich nach den Forderungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit zu verhalten. Nur er kann straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen werden. Liegen 
diese Voraussetzungen nicht vor, so ist es erforderlich, 
den unzurechnungsfähigen Täter in ärztliche Behand­
lung zu überweisen und — falls eine weitere Gefähr­
dung der Öffentlichkeit zu befürchten ist — Sicherungs­
maßnahmen (Einweisung in ein psychiatrisches Kran­
kenhaus) zu treffen.
Übereinstimmung besteht zwischen Juristen und Medi­
zinern darüber, daß es bei der Feststellung der Unzu­
rechnungsfähigkeit jeweils auf den Zeitpunkt der Tat 
ankommt, in dem die zeitweilige oder dauernde Stö­
rung der Geistestätigkeit vorliegen muß. Diese Prü­
fung obliegt dem Arzt. Der Richter muß prüfen, ob 
der Täter wegen der Störung seiner Geistesfunktion die 
gesellschaftliche Bedeutung der Tat erkennen konnte 
und — bejahendenfalls — ob er entsprechend dieser

3 In der Tagung wurden mehrfach die Begriffe „medizinische 
Kriminalität“ oder „psychopathologische Kriminalität“ ver­
wendet. Beide Begriffe lassen u. E. das Wesen der hier be­
handelten Kriminalität nicht erkennen und vermitteln keine 
exakten Vorstellungen. Der von uns verwendete Begriff soll 
kennzeichnen, daß es sich um Kriminalität handelt, die du ich 
eine abnorme Variation der psychischen Konstitution des 
Täters verursacht oder begünstigt wird.
4 Vgl. dazu Hinderer, „Uber die Beurteilung der Zurechnungs­
fähigkeit nach der Regelung im künftigen Strafgesetzbuch der 
DDR“, Psychiatrie, Neurologie und medizinische Psychologie 
1963, Heft 1, S. 26.

Erkenntnis handeln konnte. Erst nach Feststellung des 
Zusammenhangs zwischen der Störung der Geistesfunk­
tion und der konkreten Straftat läßt sich die Frage 
nach der Unzurechnungsfähigkeit des Täters zur Zeit 
der Tat beantworten. Der Arzt muß in die Beurteilung 
des Einzelfalles die gesamten medizinischen Erfahrun­
gen einfließen lassen.
Die vom Richter vorzunehmende Prüfung, ob der Täter 
die gesellschaftliche Bedeutung der Tat erkennen und 
nach dieser Erkenntnis sein Handeln bestimmen 
konnte, bezieht sich nicht auf das tatsächliche Erken­
nen, sondern auf die F ä h i g k e i t  zum Erkennen.
Nach diesem Vorschlag könnte die Regelung der Unzu­
rechnungsfähigkeit etwa wie folgt formuliert werden: 

„Eine Straftat begeht' nicht, wer infolge zeitweiliger 
oder dauernder Störung seiner Geistestätigkeit zur 
Zeit der Tat unfähig ist, ihre gesellschaftliche Bedeu­
tung zu erkennen oder sein Handeln entsprechend 
dieser Erkenntnis zu bestimmen.“

S z e w c z y k  meinte, der verwendete Begriff „Geistes­
tätigkeit“ sei nicht glücklich gewählt, er solle besser 
durch „psychische Störung“ ersetzt werden5.

Verminderte Zurechnungsfähigkeit
Bezüglich der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
richtete Schmidt unter Bezugnahme auf die bereits 
angeführte Arbeit von Hinderer an die Ärzte die Bitte, 
zu klären, ob und unter welchen Voraussetzungen die 
Beeinträchtigung des psychischen Zustands, die ein 
abnormes Verhalten bedingt, zu einer Änderung der 
bisherigen gesetzlichen Regelung führen müsse. Die 
Praxis habe gezeigt, daß bei verminderter Zurechnungs­
fähigkeit der Ausspruch einer Einweisung in ein psy­
chiatrisches Krankenhaus n e b e n  einer — insbesondere 
einer längeren — Freiheitsstrafe problematisch sei. Er 
regte an, darüber zu diskutieren, ob es nicht unter 
bestimmten Voraussetzungen besser sei, vom Ausspruch 
einer Freiheitsstrafe abzusehen und auf Grund der Tat­
umstände und der Persönlichkeit des Täters in erster 
Linie dessen Gesundheitszustand durch medizinische 
Behandlung zu bessern, den Täter also in medizinische 
Pflege zu geben. Dabei sei selbstverständlich auch der 
Schutz der Gesellschaft zu berücksichtigen und die Ein­
schränkung der persönlichen Freiheit des Täters im 
psychiatrischen Krankenhaus erforderlichenfalls vor­
zunehmen. In vielen Fällen dürfte hierdurch das an­
gestrebte Ziel, die Ursachen und begünstigenden Bedin­
gungen für die Begehung neuer Straftaten durch die­
sen Täter auszuräumen und weiteren Straftaten vorzu­
beugen, besser erreicht werden als durch den Strafvoll­
zug.
Ein weiterer Vorschlag, den Schmidt erwähnte, geht 
dahin, auf den Begriff der verminderten Zurechnungs­
fähigkeit ganz zu verzichten und die Prüfung auf die 
Unzurechnungsfähigkeit zu beschränken. Eine entspre­
chende Regelung enthält Art. 11 des StGB der RSFSR. 
Dieser Vorschlag gewinnt unter Berücksichtigung der 
Forderung, die ganze Persönlichkeit des Täters im Zu­
sammenhang mit den Umständen und Folgen der Tat 
zu betrachten und sorgfältig zu differenzieren, an 
Bedeutung. Das Gesetz müßte bei Berücksichtigung die­
ses Vorschlags lediglich die Möglichkeit der Strafmilde­
rung für vermindert zurechnungsfähige Täter vorsehen. 
Die mit diesem Vorschlag aufgeworfenen Probleme 
bedürfen aber noch der weiteren Erörterung durch 
Juristen und Mediziner. Die Bildung einer Arbeits-

5 Diese Formulierung wäre sicherlich wissenschaftlich exakter, 
zugleich aber für Werktätige weniger verständlich. Das sozia­
listische StGB muß aber in einer für jedermann verständlichen 
Sprache abgefaßt sein. Deshalb sei hier der Vorschlag unter­
breitet, den Begriff „psychische Störung“ in Klammern in das 
Gesetz einzufügen.
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